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15 Jahre Sozialhilfe in den Städten – 
Trends und Ausblick

Liebe Leserin, lieber Leser

Städte sind soziale Frühwarnsysteme und damit wichtige sozialpoli
tische Akteure. In den Städten werden soziale Brennpunkte zuerst und 
ausgeprägt sichtbar und zwingen die Städte dazu, rasch und innovativ 
auf neue Probleme zu reagieren und voneinander zu lernen. Aber auch, 
ihre Erfahrungen auf übergeordneter Ebene einzubringen. Das war mit 
ein Grund, dass die Städte, welche generell höhere Sozialhilfequoten 
ausweisen als ihr ländlich geprägtes Umfeld, vor 15 Jahren einen Städ-
tevergleich mit Kennzahlen zur Sozialhilfe starteten. Ich bedanke mich 
bei allen, die in dieser Zeit zum Kennzahlenvergleich beigetragen ha-
ben. In den oft emotional geführten Diskussionen rund um die Sozialhil-
fe sind Fakten und wissenschaftliche Betrachtungen auf einer längeren 
Zeitachse von unschätzbarer Bedeutung. Der Kennzahlenvergleich lie-
fert einen wesentlichen Beitrag dazu. 

Ein Blick auf die letzten 15 Jahre zeigt: Das System der sozialen Siche-
rung in unserem Land funktioniert. Gerade auch dank der Sozialhilfe als 
letztem, aber unabdingbarem Netz in der sozialen Sicherung. Der Sozi-
alhilfe gelingt es, innert einem Jahr rund ein Drittel der Neuzugänge 
wieder abzulösen. Dennoch führten Veränderungen in den vorgelager-
ten Sozialversicherungen (IV, ALV) sowie der gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Wandel dazu, dass die als Überbrückung in Notlagen  
konzipierte Sozialhilfe für viele Betroffene zu einer finanziellen Lang- 
zeitsicherung wird. Je länger in der Sozialhilfe, desto schwieriger ist es, 
wieder herauszukommen. Damit verbunden sind auch steigende Kosten, 
was wiederum die an sich erfolgreiche Sozialhilfe unter Druck setzt. 
Denn sie ist steuerfinanziert und belastet die Gemeinden und Kantone 
teilweise stark.

Nicht nur die Sozialhilfequote zwischen den Städten ist unterschiedlich 
hoch. Auch die Entwicklungen in den Städten unterscheiden sich in den 
letzten 15 Jahren. Und das dürfte sich in Zukunft noch verschärfen. Denn 
die Risiken für die öffentlichen Gemeinwesen zeichnen schweizweit ein 
ähnliches Bild – allerdings sind sie unterschiedlich verteilt. Grösse, geo-
grafische Lage, Sprachregion, Wirtschaftsstruktur, soziodemografische 
Zusammensetzung und Wachstum der Bevölkerung, Wohnungsangebot 
und Zentrumsfunktion einer Stadt sind Faktoren, die mit der Zahl der So-
zialhilfefälle korrelieren. Faktoren, die sich auch innerhalb der Städte im 
untersuchten Zeitraum verändert haben.

Übers Ganze gesehen lässt sich festhalten: Die Sozialhilfe funktioniert. 
Sie ist ein wichtiger Pfeiler im schweizerischen System der Sozialen Si-
cherheit. Die Mängel liegen darin, dass die subsidiäre Sozialhilfe als letz-
tes und entscheidendes Netz dieser sozialen Sicherung immer stärker 
belastet wird und die Gemeinwesen davon sehr unterschiedlich betrof-
fen sind. Nach wie vor gibt es in der Schweiz keine bundesweiten Rege-
lungen zur Sozialhilfe. Die Bestrebungen, mit einem Rahmengesetz Har-
monisierungen in der Sozialhilfe auf Bundesebene zu verankern und 
dabei die Rolle der Sozialhilfe innerhalb der Sozialen Sicherungssysteme 
zu klären, sind aus Sicht der Städte zu unterstützen. Damit die Sozialhilfe 
explizit als Teil der Sozialen Sicherheit in der Schweiz wahrgenommen 
wird und als letztes Netz auch in Zukunft noch hält. 

Nicolas Galladé, Stadtrat Winterthur
Präsident der Städteinitiative Sozialpolitik
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Sozialhilfe als staatliche Aufgabe im System  
der Sozialen Sicherheit
Die Sozialhilfe ist Teil des Sozialen Sicherungssystems in der Schweiz. Sie 
kommt nur subsidiär zum Tragen, also nur dann, wenn andere Leistun-
gen des sozialen Sicherungsnetzes den Lebensunterhalt nicht decken 
können oder nicht mehr bezogen werden dürfen. Sozialhilfe wird nur 
gewährt, wenn die eigenen finanziellen Mittel nicht zur Existenzsiche-
rung ausreichen, sei dies, weil… 

…�kein oder zu wenig Erwerbseinkommen erarbeitet werden kann und 
keine eigenen finanziellen Reserven (z.B. aus der privaten Vorsorge) 
vorhanden sind,

…�der Anspruch auf Versicherungsleistungen (z.B. Taggelder einer 
Unfallversicherung) erloschen ist, 

…�der Anspruch auf vorgelagerte Sozialversicherungsleistungen (z.B. 
Taggelder der Arbeitslosenversicherung) oder 

…�der Bezug von anderen Bedarfsleistungen (z.B. Arbeitslosenhilfe, 
Kleinkinderbetreuungsbeiträge) erschöpft ist, 

…�die vorhandenen Leistungen nicht ausreichen oder 
…�kein Anspruch (mehr) auf eine Leistung der anderen Sozialen Siche-

rungssysteme besteht und
…�keine andere Person (Eltern, Partner, Partnerin) zur Unterstützung ver-

pflichtet ist oder über zu geringe eigene Mittel verfügt.

Die Sozialhilfe ist das letzte Netz der Sozialen Sicherheit und wird unab-
hängig von den Ursachen der finanziellen Notlage gewährt.

Gemäss Bundesverfassung (Art. 12) haben alle Bewohnerinnen und 
Bewohner in der Schweiz ein Recht auf Hilfe in Notlagen: «Wer in Not 
gerät und nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen, hat Anspruch auf Hilfe 
und Betreuung und auf die Mittel, die für ein menschenwürdiges Dasein 
unerlässlich sind.» Die Umsetzung dieser Hilfe in Notlagen ist Aufgabe 
der Kantone und wird über Staats- und Gemeindesteuern finanziert. In 
den meisten Kantonen der Deutschschweiz werden der Vollzug und die 
Finanzierung der Sozialhilfe an die Gemeinden delegiert, die diese Auf-
gaben selber oder im regionalen Verbund wahrnehmen. In der Romandie 
und dem Tessin übernehmen in der Regel die Kantone diese Aufgabe. 

Dieser Bericht befasst sich mit der Sozialhilfe im engeren Sinne, also mit 
der bedarfsabhängigen, individuellen Existenzsicherung in Notlagen. Es 
gibt in der Schweiz keine bundesweiten Regelungen zur Sozialhilfe. Die 
Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe SKOS – ein Fachverband, in dem 
Kantone, Gemeinden, Städte und private Organisationen vertreten sind 
– hat breit anerkannte Richtlinien definiert, wie die Höhe der Sozialhilfe 
berechnet wird (soziales Existenzminimum). Viele Kantone haben diese 
Richtlinien als verbindlich erklärt, einige Kantone – z.B. Schaffhausen – 
haben eigene Richtlinien erlassen, die sich an den SKOS-Richtlinien 
orientieren. Ziel ist es, dass in allen Kantonen und Gemeinden ähnliche 
Unterstützungsansätze gelten, wobei regionale Kostenunterschiede 
(z.B. für Mieten) auch regionale Differenzierungen ermöglichen.

Um die Sozialhilfe als wichtigen Pfeiler im schweizerischen System der 
Sozialen Sicherheit stärken zu können, sind politische Vorstösse hängig, 
die ein bundesweites Rahmengesetz zur Sozialhilfe anstreben. Die Städ-
teinitiative Sozialpolitik, wie auch die SKOS, befürworten ein Rahmen-
gesetz zur Harmonisierung der Sozialhilfe auf Bundesebene. Damit kann 
die Existenzsicherung auf eine verbindliche Grundlage gestellt werden.

In einem weiteren Sinne definiert, umfasst Sozialhilfe alle bedarfs
abhängigen Sozialleistungen, die von den Kantonen und Gemeinden 
personenbezogen erbracht werden. Diese reichen von Ergänzungsleis-
tungen zur AHV oder Invalidenrente über Arbeitslosenhilfen, Alimenten-
bevorschussungen, Wohnkostenzuschüssen, Mutterschafts- und Famili-
enbeihilfen bis zur Unterstützung für Suchttherapien oder häusliche 
Pflege. Der Katalog der Leistungen im Rahmen der Sozialhilfe im weite-
ren Sinne sowie die Anspruchsvoraussetzungen und Leistungshöhen 
variieren von Kanton zu Kanton erheblich. Die Bedeutung der Sozialhilfe 
im weiteren Sinne hat in den letzten 20 Jahren mit dem gesellschaft
lichen Wandel und den wirtschaftlichen Veränderungen mit Folgen für 
den Arbeitsmarkt erheblich zugenommen. 

«Eine funktionierende Sozialhilfe ist wichtig für die Sicherheit  
in unserer Stadt. Sie erhöht zudem massgeblich das Sicherheits-
gefühl unserer Einwohner.»

Stadträtin Astrid Furrer,  
Soziales, Wädenswil
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Auch bei der Invalidenversicherung (IV) war in den letzten 20 Jahren ein 
deutlicher Anstieg der Zahl der Rentnerinnen und Rentner zu verzeich-
nen. Die markanten Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt (Anforderun-
gen, Tempo, Druck) haben dazu geführt, dass Personen mit gesundheit-
lichen Problemen immer weniger im ersten Arbeitsmarkt beschäftigt 
bleiben, was zu vermehrten IV-Rentenbezügen führte. Die finanzielle 
Situation der IV geriet in der Folge aus dem Gleichgewicht, so dass im 
letzten Jahrzehnt durch verschiedene Revisionen der Anspruch auf eine 
IV-Rente deutlich enger gefasst und damit verschärft wurde. Die IV ist 
auf dem Weg von einer Rentenversicherung zu einer Eingliederungsver-
sicherung. Dieser Weg ist jedoch sehr steinig. Bereits die ALV und andere 
Arbeitsmarktintegrationsinstitutionen haben erfahren, dass es im heu-
tigen Arbeitsmarktumfeld schwierig ist, Menschen mit gesundheit
lichen oder beruflichen Einschränkungen wieder in eine Erwerbstätig-
keit zu vermitteln.

Die Revisionen bei den beiden Sozialversicherungen führen dazu, dass 
längerfristig immer mehr Menschen durch die Sozialversicherungsnetze 
fallen und durch die Sozialhilfe aufgefangen werden müssen. Grafik 1 
(auf der nächsten Doppelseite) zeigt die für die Sozialhilfe relevanten 
gesetzlichen Veränderungen der letzten 15 Jahre auf einer Zeitachse. 

Die Sozialversicherungen – insbesondere AHV, IV, Arbeitslosenver
sicherung, berufliche Vorsorge, Kranken- und Unfallversicherungen – 
sind auf Bundesebene geregelt und erbringen Leistungen im Versiche
rungsfall. Diese Leistungen orientieren sich nicht am individuellen 
Bedarf der Leistungsempfängerinnen und -empfänger, sondern in der 
Regel an der versicherten (Lohn-)Summe. Sie werden durch Versiche-
rungsprämien und Beiträge der öffentlichen Hand finanziert. Die Sozial
versicherungen sind der Sozialhilfe vorgelagert; Veränderungen bei 
diesen vorgelagerten Systemen haben immer auch einen Einfluss auf 
den Bedarf an Sozialhilfe.

Viele Einflussfaktoren auf die Entwicklung der Sozialhilfe
Die Nachfrage nach Sozialhilfe wird durch viele Faktoren beeinflusst; 
einfache Erklärungen für die Entwicklung der Fallzahlen und der Unter-
stützungsleistungen gibt es nicht. Wichtige Einflussfaktoren sind: 

a)	 Gesellschaftliche Entwicklungen (Beispiel: mehr Alleinerziehende) 
b)	� Wirtschaft: Konjunkturentwicklung, Struktur der Wirtschaft und 

Strukturwandel, (Beispiel: Weniger Arbeitsplätze in Hilfsfunktionen)
c)	 Arbeitslosigkeit und Absicherung bei Arbeitslosigkeit
d)	 Gesundheit bzw. Absicherung bei Krankheit oder Invalidität
e)	� Demografie (Beispiel: Altersverteilung, Bevölkerungswachstum, 

Bildungsniveau, Ausländeranteil)
f)	� Region, Grösse und Zentrumsfunktion einer Stadt, Wohnungsan

gebot

Änderungen bei IV und ALV
Der soziale und wirtschaftliche Wandel hat seit den 1980er und 1990er 
Jahren zu einer deutlichen Zunahme beim Leistungsbezug in den Sozial-
versicherungen geführt. Die Arbeitslosenversicherung (ALV) geriet in 
finanzielle Schieflage, da die strukturelle Arbeitslosigkeit zunahm. Das 
stark veränderte wirtschaftliche Umfeld (verstärkte internationale Ver-
flechtungen und Spezialisierungen, erhöhte Anforderungen an Mobilität 
und Flexibilität der Arbeitnehmenden usw.) hatte zu einer höheren stän-
digen Arbeitslosigkeit geführt, die bei einer konjunkturellen Schwäche
phase zudem jeweils rasch und deutlich ansteigt. Durch restriktiver ge-
fasste Voraussetzungen für den Bezug von Arbeitslosentaggeldern und 
einen gekürzten Anspruch auf einen Taggeldbezug für die meisten Per-
sonengruppen wurde die ALV saniert.



1110

3.
 A

LV
-R

ev
is

io
n

 
4.

 IV
-R

ev
is

io
n

5.
 IV

- R
ev

is
io

n
N

eu
er

 N
FA

4.
 A

LV
-R

ev
is

io
n

6a
. I

V-
R

ev
is

io
n

Er
hö

hu
ng

 d
er

 M
in

de
st


be

itr
ag

sz
ei

t v
on

 6
 a

uf
  

12
 M

on
at

e

G
ru

nd
sa

tz
 E

in
gl

ie
de

ru
ng

 
vo

r R
en

te
 p

os
tu

lie
rt

G
ru

nd
sa

tz
 E

in
gl

ie
de

ru
ng

 
vo

r R
en

te
 a

us
ge

ba
ut

; 
Ei

ng
lie

de
ru

ng
sv

er
si

ch
e-

ru
ng

 s
ta

tt
 R

en
te

n
üb

er
pr

üf
un

gs
an

st
al

t

Fi
na

nz
ie

ru
ng

 d
er

 S
on

de
r-

 
sc

hu
lu

ng
 s

ta
tt

 d
ur

ch
 d

ie
 IV

 
ne

u 
du

rc
h 

di
e 

Ka
nt

on
e

Ve
rd

ie
ns

te
 in

 a
rb

ei
ts


m

ar
kt

lic
he

n 
M

as
sn

ah
m

en
 

(A
M

M
) 

ni
ch

t m
eh

r v
er

- 
si

ch
er

t;
 T

ei
ln

ah
m

e 
an

 
M

as
sn

ah
m

e 
de

r S
oz

ia
l-

 
hi

lfe
 g

en
er

ie
rt

 k
ei

n 
A

ns
pr

uc
h 

au
f L

ei
st

un
ge

n 
de

r A
LV

Ve
rb

es
se

ru
ng

 d
er

 e
in

gl
ie

- 
de

ru
ng

sf
ör

de
rn

de
n 

M
as

sn
ah

m
en

 fü
r b

is
he

ri
ge

  
IV

-R
en

te
nb

ez
ie

he
nd

e

A
llg

em
ei

n:
 R

ed
uk

tio
n 

 
de

s 
Ta

gg
el

db
ez

ug
s 

vo
n 

52
0 

au
f 4

00
 T

ag
e

Ei
nf

üh
ru

ng
 d

er
 ¾

-R
en

te
Ei

nf
üh

ru
ng

 F
rü

he
rf

as
su

ng
 

un
d 

Fr
üh

in
te

rv
en

tio
n 

(F
EF

I)
In

te
gr

at
io

ns
m

as
sn

ah
m

en
 

fü
r P

er
so

ne
n 

m
it 

ps
yc

hi
sc

he
n 

Kr
an

kh
ei

te
n

B
au

- u
nd

 B
et

ri
eb

sb
ei

tr
äg

e 
fü

r W
oh

nh
ei

m
e 

un
d 

Ei
ng

lie
de

ru
ng

ss
tä

tt
en

  
ne

u 
üb

er
 d

ie
 K

an
to

ne
 

fin
an

zi
er

t s
ta

tt
 ü

be
r d

ie
 IV

m
it 

m
in

de
st

en
s 

12
 

Be
itr

ag
sm

on
at

en
 m

ax
. 

26
0 

Ta
gg

el
db

ez
üg

e

Zi
el

 W
ie

de
re

in
gl

ie
de

ru
ng

 
vo

n 
17

‘0
00

 b
is

he
ri

ge
n 

IV
-R

en
te

nb
ez

ie
he

nd
en

 b
is

 
zu

m
 Ja

hr
 2

01
7:

 «
Re

nt
e 

al
s 

Br
üc

ke
 z

ur
 E

in
gl

ie
de

ru
ng

» 
st

at
t «

ei
nm

al
 R

en
te

, 
im

m
er

 R
en

te
»

Ü
be

r-
55

-j
äh

rig
e 

+ 
IV

-R
en

te
nb

ez
ie

he
nd

e:
 b

ei
 

m
in

de
st

en
s 

18
 M

on
at

en
 

Be
itr

ag
sz

ei
t w

ei
te

rh
in

 
52

0 
Ta

gg
el

db
ez

üg
e

en
ge

re
 m

ed
iz

in
is

ch
e 

D
efi

ni
tio

n 
vo

n 
In

va
lid

itä
t 

(E
in

fü
hr

un
g 

re
gi

on
al

er
 

är
zt

lic
he

r D
ie

ns
te

 (
RA

D
)

M
in

de
st

be
itr

ag
sd

au
er

 fü
r 

IV
-R

en
te

 3
 Ja

hr
e 

un
d 

H
er

ab
se

tz
un

g 
de

r 
Kü

rz
un

gs
gr

en
ze

 b
ei

 
Ü

be
rv

er
si

ch
er

un
g

m
it 

m
in

de
st

en
s 

18
 B

ei
- 

tr
ag

sm
on

at
en

 m
ax

.  
40

0 
Ta

gg
el

db
ez

üg
e

Sc
ha

ff
un

g 
ei

ne
r 3

-j
äh

- 
ri

ge
n 

A
uf

fa
ng

re
ge

lu
ng

 im
 

Fa
lle

 d
es

 S
ch

ei
te

rn
s 

de
r 

W
ie

de
re

in
gl

ie
de

ru
ng

G
ru

nd
la

ge
 g

es
ch

af
fe

n 
 

fü
r I

IZ
Ke

in
e 

ne
ue

n 
Zu

sa
tz

re
nt

en
 

m
eh

r f
ür

 E
he

fr
au

en
/

Eh
em

än
ne

r

A
np

as
su

ng
 d

er
 IV

-T
ag

- 
ge

ld
er

 n
ac

h 
un

te
n

Ü
be

r-
55

-j
äh

ri
ge

: m
it 

m
in

de
st

en
s 

22
 B

ei
- 

tr
ag

sm
on

at
en

 m
ax

.  
52

0 
Ta

gg
el

db
ez

üg
e

Se
nk

un
g 

de
r P

re
is

e 
fü

r 
H

ilf
sm

itt
el

Ve
rd

op
pe

lu
ng

 d
er

  
H

ilfl
o

se
ne

nt
sc

hä
di

gu
ng

 
fü

r V
ol

ljä
hr

ig
e

A
uf

he
bu

ng
 d

er
 la

uf
en

de
n 

Zu
sa

tz
re

nt
en

 fü
r 

Eh
ef

ra
ue

n/
Eh

em
än

ne
r

be
i Z

w
is

ch
en

ve
rd

ie
ns

te
n 

w
er

de
n 

Ko
m

pe
ns

at
io

ns
-

za
hl

un
ge

n 
de

r A
LV

 n
ic

ht
 

m
eh

r z
um

 v
er

si
ch

er
te

n 
Lo

hn
 g

ez
äh

lt

Sc
ha

ff
un

g 
ei

ne
s 

A
ss

is
te

nz
be

itr
ag

es
 fü

r 
M

en
sc

he
n 

m
it 

ei
ne

r 
Be

hi
nd

er
un

g,
 d

am
it 

si
e 

je
m

an
de

n 
an

st
el

le
n 

kö
nn

en
 (

fü
r P

er
so

ne
n 

m
it 

H
ilfl

os
en

en
ts

ch
äd

ig
un

g)

A
uf

he
bu

ng
 d

er
 

H
är

te
fa

llr
en

te
Be

sc
hl

eu
ni

gu
ng

 d
es

 
Ve

rf
ah

re
ns

, s
tr

en
ge

re
 u

nd
 

tr
an

sp
ar

en
te

re
 B

eu
rt

ei
- 

lu
ng

 d
es

 R
en

te
na

ns
pr

uc
hs

 
(A

us
sc

hl
us

s 
eh

er
 u

nk
la

re
r 

Kr
an

kh
ei

ts
bi

ld
er

)

Er
hö

hu
ng

 d
er

 W
ar

te
ze

it 
fü

r P
er

so
ne

n 
na

ch
 S

ch
ul

- 
 u

nd
 S

tu
di

en
ab

ga
ng

 u
nd

 
Kü

rz
un

g 
de

r B
ez

ug
sd

au
er

 
fü

r a
lle

 B
ei

tr
ag

sb
ef

re
ite

n

Ve
rz

ic
ht

 a
uf

 M
as

sn
ah

m
en

 
fü

r b
es

on
de

rs
 v

on
 

A
rb

ei
ts

lo
si

gk
ei

t 
be

tr
of

fe
ne

 R
eg

io
ne

n

G
ra

fi
k 

1:
 F

ür
 d

ie
 S

oz
ia

lh
ilf

e 
re

le
va

nt
e 

Ä
n

de
ru

n
ge

n
 b

ei
 d

en
 v

or
ge

la
ge

rt
en

 S
oz

ia
lv

er
si

ch
er

un
ge

n
 s

ei
t 

19
99

20
03

3.
 A

LV
-R

ev
is

io
n

20
08

5.
 IV

-R
ev

is
io

n
20

11
4.

 A
LV

-R
ev

is
io

n

20
04

4.
 IV

-R
ev

is
on

20
12

 
6a

. I
V-

Re
vi

si
on

 
20

08
 

N
eu

ge
st

al
tu

ng
 N

at
io

na
le

r 
Fi

na
nz

au
sg

le
ic

h 
(N

FA
)

Q
ue

lle
: e

ig
en

e 
D

ar
st

el
lu

ng
 B

FH
, S

oz
ia

le
 A

rb
ei

t
N

FA
: N

eu
ge

st
al

tu
ng

 d
es

 F
in

an
za

us
gl

ei
ch

s 
un

d 
de

r A
uf

ga
be

nt
ei

lu
ng

 z
w

is
ch

en
 B

un
d 

un
d 

Ka
nt

on
en

IIZ
: i

nt
er

in
st

itu
tio

ne
lle

 Z
us

am
m

en
ar

be
it 

vo
n 

In
st

itu
tio

ne
n 

de
r S

oz
ia

le
n 

Si
ch

er
un

g,
 u

.a
. A

LV
, I

V,
 S

oz
ia

lh
ilf

e



13

So zeigt die Entwicklung in Grafik 2, dass während der Abnahme bei den 
IV-Neurentnern und –Neurentnerinnen gleichzeitig der Anteil der Sozial
hilfefälle, die länger als drei Jahre in der Sozialhilfe bleiben, in den letz-
ten zehn Jahren deutlich zugenommen hat. 

Fazit: Langandauernde Arbeitslosigkeit und gesundheitliche Risiken sind 
heute schlechter abgesichert als vor 15 Jahren. Personen mit gesund-
heitlichen oder beruflichen Einschränkungen sind heute häufiger und 
länger auf Sozialhilfe angewiesen. 

Wirtschaftliche Entwicklung
Einen starken Einfluss auf die Systeme der Sozialen Sicherheit und damit 
auch der Sozialhilfe hat die wirtschaftliche Entwicklung – das gilt nicht 
nur für die Sozialhilfe, sondern auch für die vorgelagerten Sozialver
sicherungen, insbesondere für die Arbeitslosenversicherung. 

Bei einem Konjunkturabschwung steigt die Zahl der arbeitslosen Perso-
nen an und prekäre Arbeitsverhältnisse mit tiefen oder unregelmässi-
gen Löhnen nehmen zu. Bei hoher Arbeitslosigkeit steigt auch der Anteil 
der Arbeitslosen, die keinen neuen Job finden und ausgesteuert werden. 
Bei ungenügenden finanziellen Mitteln nimmt damit auch der Anteil der 
Personen zu, die zur Existenzsicherung auf Sozialhilfe angewiesen sind. 
Der Zusammenhang zwischen Arbeitslosenzahlen und Sozialhilfe ist je-
doch komplex. Erstens ist das Sozialhilferisiko nicht für alle Arbeitslosen 
gleich hoch. Ob hohe Arbeitslosenzahlen später zu einem markanten 
Anstieg bei der Sozialhilfe führen, hängt unter anderem davon ab, wel-
che Berufs- bzw. Personengruppen besonders vom Jobverlust betroffen 
sind. Ist der konjunkturelle Abschwung nur kurz und betrifft eher gut 
ausgebildete Personen, wie während der Finanzkrise 2008, steigt zwar 
die Arbeitslosenrate kurzfristig stark an. Die betroffenen Personen fin-
den jedoch relativ rasch wieder eine neue Stelle und haben ein eher 
kleines Sozialhilferisiko. Betrifft der Konjunkturabschwung dagegen 
Branchen mit einem grossen Anteil an Stellen mit niedrigen Qualifika
tionsanforderungen und daher auch tiefen Löhnen, ist die Wahrschein-
lichkeit, dass die arbeitslos gewordenen Personen später auf Sozialhilfe 
angewiesen sind, deutlich höher. Zweitens wird der konjunkturelle Ein-
fluss auf die Arbeitslosigkeit überlagert durch eine strukturelle Kompo-

Die Zahl der IV-Neurentnerinnen und Rentner hat sich auf Grund der 
Massnahmen bei der IV in den letzten Jahren deutlich verringert. Im 
Grundsatz kann davon ausgegangen werden, dass die Wahrscheinlich-
keit, dass eine Person im erwerbsfähigen Alter (18- bis 65-Jährige) 
einen Unfall erleidet oder an einer Krankheit erkrankt, sich in den letz-
ten 20 Jahren kaum verändert hat. Daher ist anzunehmen, dass sich die 
Zahl der neuen IV-Rentenbeziehenden und jene der Beschäftigten etwa 
parallel entwickelt. Doch dies ist nicht der Fall: Die Zahl der Neurent
nerinnen und Neurentner ist seit 2005 deutlich gesunken.

Die IV ist daher für eine zunehmende Zahl von Personen, die während 
der Erwerbsbiografie gesundheitliche Beeinträchtigungen durch Unfall 
oder Krankheit erleiden, keine finanzielle Absicherung mehr. Auch wenn 
sich die IV gleichzeitig stark bei den Reintegrationsmassnahmen in den 
ersten Arbeitsmarkt engagiert, kann dies die Abnahme bei den neuen 
Rentenbeziehenden nicht kompensieren. Wenn keine anderen finan
ziellen Mittel mehr vorhanden, sind diese Personen heute häufiger und 
länger auf Sozialhilfe angewiesen. 

% 

IV-Neurentner/-Neurentnerinnen (Kantone) und Anteil Sozialhilfefälle mit 
einer Bezugsdauer von mehr als 3 Jahren (Städte) 
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Grafik 2: Neue IV-Rentenbeziehende und Anteil Langzeitbeziehender in der Sozialhilfe 
(ausgewählte Kantone und Städte)

Quelle: BSV (IV-Statistik), BFS (Sozialhilfestatistik), eigene Datenerhebung in den Kennzahlenstädten, 
Darstellung BFH, Soziale Arbeit; Neurentner durchgezogene Linie, Anteil Sozialhilfefälle > 3 Jahre gestrichelte Linie

«Sozialhilfe ist das letzte Netz, das hält. Auch wenn die vor
gelagerten Sozialversicherungen ihre Bedingungen verschärfen,  
sich die Arbeitswelt wandelt oder die Konjunktur stottert:  
In Notlagen besteht ein Recht auf Unterstützung.»

Stadtrat Nicolas Galladé,  
Vorsteher Departement Soziales, Winterthur
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statt der Arbeitslosen in einer Stadt. Grafik 3 zeigt die Entwicklung der 
Arbeitslosenquote und der Quote der Ausgesteuerten pro Jahr für die 
fünf grössten Kennzahlenstädte. In der Tendenz zeigt sich, dass die Aus-
gesteuertenquote zeitlich verzögert auf die Bewegungen der Arbeitslo-
senquote reagiert – die Entwicklung der Zahl der Ausgesteuerten ver-
läuft aber nicht immer parallel zu jener der Arbeitslosen. Im Jahr 2011 
zeigt sich aufgrund der Revision der Arbeitslosenversicherung (vgl. 
Grafik 1) eine starke Zunahme bei den Ausgesteuerten. Die Zahl der 
Ausgesteuerten bleibt jedoch auch nachher auf einem höheren Niveau, 
insbesondere in Lausanne und Basel.

nente: Die wirtschaftliche Globalisierung und die damit verbundenen 
Strukturbereinigungen haben die Anforderungen an die Arbeitnehmen-
den in der Schweiz in den letzten Jahrzehnten deutlich erhöht. Personen 
mit tiefem Qualifikationsniveau und kleinen Leistungsbeeinträchtigun-
gen haben Schwierigkeiten, eine stabile Beschäftigung mit existenz
sichernden Löhnen zu behalten oder neu zu finden. 

Fazit: Die Veränderung der wirtschaftlichen Lage bildet sich verzögert in 
der Sozialhilfe ab.

Trotz generell tiefer Arbeitslosigkeit in der Schweiz sind viele Menschen 
über eine längere Zeit arbeitslos. 2013 waren rund 21’000 Langzeit
arbeitslose registriert, was etwa 15% aller Arbeitslosen entspricht (SECO 
2014). Mit zunehmender Dauer der Arbeitslosigkeit sinken die Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt und das Risiko einer dauerhaften Abhängigkeit 
von Sozialleistungen nimmt zu (Sheldon 1999). Eine Studie der Berner 
Fachhochschule (Fluder et al. 2013) zeigt, dass jede siebte arbeitslos 
gewordene Person später Sozialhilfe bezog. Ein erhöhtes Risiko, später 
Sozialhilfe zu beziehen, haben insbesondere Personen über 45 Jahren, 
Geschiedene, Personen ohne berufliche Qualifikation (keine nachobli-
gatorische Ausbildung) oder mit einer beruflichen Qualifikation, die 
heute nicht mehr stark nachgefragt wird («Risikoberufe des Struktur-
wandels»). Unter den Ausgesteuerten der ALV ist der Anteil dieser 
Risikogruppen hoch. Zudem zeigen die Analysen, dass Personen in städ-
tischen Gebieten und in der Romandie und dem Tessin ein höheres Risiko 
haben, später Sozialhilfe zu beziehen. 

Die Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt und die Verschärfungen beim 
Anspruch auf Arbeitslosentaggeld führen dazu, dass vor allem Personen 
mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen und/oder ungenügenden 
beruflichen Qualifikationen aus der ALV ausgesteuert werden oder bei 
kurzen und prekären Anstellungsverhältnissen gar keinen Anspruch 
mehr auf Taggelder erlangen können. Auch diese Personen sind bei 
nicht mehr vorhanden finanziellen Mittel zur Existenzsicherung auf Sozi
alhilfe angewiesen. 

Fazit: Die Zusammensetzung der Arbeitslosen in Bezug auf Alter, Ausbil-
dung, Nationalität und Zivilstand haben einen markanten Einfluss dar-
auf, wie stark die Sozialhilfezahlen auf eine Veränderung bei den 
Arbeitslosenzahlen reagieren. Da die Wirtschaftsstruktur und damit die 
Zusammensetzung der Beschäftigten regional unterschiedlich sind, sind 
die Auswirkungen auf die Sozialhilfe in den Städten verschieden stark.

Bessere Anhaltspunkte, was eine Zunahme oder Abnahme der Arbeits-
losigkeit für die Sozialhilfe bedeutet, liefert die Zahl der Ausgesteuerten 
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Grafik 3: Arbeitslose und Ausgesteuerte, ausgewählte Städte
(Arbeitslose bzw. Ausgesteuerte in Bezug zur Erwerbsbevölkerung; 
ALQ: Durchschnitt 12 Monate; Ausgesteuerte: Summe pro Jahr)

Quelle: SECO, Darstellung BFH, Soziale Arbeit

«Der Kennzahlenbericht liefert nicht nur wichtige Daten zur Armut,  
er setzt sich auch vertieft mit sozialpolitischen Entwicklungen aus
einander und liefert so Impulse für die politische Diskussion.»

Gemeinderätin Franziska Teuscher,  
Bern, Direktorin für Bildung, Soziales und Sport



17

Jahr) – in Winterthur dagegen ist er deutlich gestiegen (von rund 35% 
2004 auf knapp 50% 2013). Schlieren hat heute noch immer einen 
relativ hohen Anteil von arbeitslosen Personen mit einer Hilfsfunktion 
(rund 40%). Vor zehn Jahren lag der Anteil jedoch noch bei rund 55%; 
der Anteil ist somit deutlich zurückgegangen.

Bevölkerungszusammensetzung und Zentrumsfunktion
Ebenfalls relevant sind die Alterszusammensetzung, die Haushaltsformen 
sowie der Ausländeranteil in der Wohnbevölkerung. Alleinerziehende 
und Paare mit drei und mehr Kindern haben aufgrund der eingeschränk-
ten Erwerbsmöglichkeiten und dem hohen Finanzbedarf ein deutlich 
höheres Sozialhilferisiko als kinderlose Paare oder Paare mit weniger 
Kindern. Ausländerinnen und Ausländer verfügen besonders häufig 
über keine berufliche Ausbildung oder/und arbeiten in Niedriglohnjobs 
und haben daher ein höheres Arbeitslosenrisiko. Sie haben ein beson-
ders hohes Risiko, später auf Sozialhilfe angewiesen zu sein. Auslän
dische Familien mit mehreren Kindern gehören oft zu diesen Risiko
gruppen: Städte mit einem hohen Ausländeranteil haben daher im 
Grundsatz auch eine höhere Sozialhilfequote. 

Wie eben ausgeführt, haben nicht alle Bevölkerungsgruppen ein gleich 
hohes Sozialhilferisiko – sind Personengruppen mit einem hohen Sozial-
hilferisiko in einer Stadt besonders häufig vertreten, ist auch die Sozial-
hilfequote in dieser Stadt höher. Zudem hängt die Sozialhilfequote auch 
von Wohnungsangebot einer Stadt ab – verfügt eine Stadt über ein brei-
tes Angebot an günstigen Wohnungen, können sich mehr Personen mit 
tiefem Einkommen diese Wohnungen leisten. Diese Personen haben 
aufgrund der Einkommenslage häufig ein höheres Sozialhilferisiko.

Auch die Steuerkraft pro Kopf einer Stadt gibt Auskunft über die finan
zielle Situation der Einwohnerinnen und Einwohner. Biel und Schlieren 
haben eine gegenüber den anderen Vergleichsstädten markant tiefere 
Steuerkraft (2010 Bundessteuer pro Kopf 534 bzw. 605 Franken). In Lau-
sanne, Bern, Winterthur, Luzern, St.Gallen und Schaffhausen liegt 2010 
die Steuerkraft pro Kopf bei rund 900 bis 1‘050 Franken – wobei ins
besondere in Luzern die Steuerkraft pro Kopf seit 2008 deutlich zurück-
gegangen ist. In Basel und Zürich liegt die Steuerkraft pro Kopf bei knapp 

Fazit: Die Zahl der Ausgesteuerten schwankt stark zwischen den Städten. 
Ein deutlicher Peak lässt sich 2011 aufgrund der Revision der ALV fest-
stellen. In einigen Städten blieb die Ausgesteuertenquote auch nachher 
auf höherem Niveau und erklärt zum Teil die höheren Sozialhilfezahlen 
in diesen Städten. 

Aus Grafik 4 ist ersichtlich, dass sich der vorübergehend deutliche An-
stieg der Anzahl Ausgesteuerten im 2011 in allen Kennzahlenstädten 
zeigt. In Lausanne, Basel, Schlieren, Biel und St. Gallen bleibt die Zahl 
der Ausgesteuerten aber auch nach dem Peak 2011 relativ hoch. Es zeigt 
sich auch, dass die Schwankungen der Zahl der Ausgesteuerten in den 
Städten in der westlichen Landeshälfte (Lausanne, Biel) stärker ausfal-
len als in den anderen Städten. 

Nicht nur der Anteil der Ausgesteuerten schwankt beträchtlich zwischen 
den Städten, auch die Qualifikationen bei den Arbeitslosen unterschei-
den sich markant. Während der Anteil der arbeitslosen Personen, die vor 
dem Stellenverlust eine Hilfsfunktion ausübten, in Zug sehr klein ist 
(weniger als 10%) – liegt er in Biel und Winterthur bei rund 50%. Zudem 
hat sich der Anteil in den letzten Jahren in einigen Städten deutlich 
verändert. In Zug ist der Anteil an Arbeitslosen mit einer Hilfsfunktion 
ständig gesunken (von rund 30% 2004 auf weniger als 10% im letzten 

2013 
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Grafik 4: Ausgesteuertenquote, alle Städte
(Ausgesteuerte in Bezug zur Erwerbsbevölkerung; Ausgesteuerte: Summe pro Jahr)

Quelle: SECO, Darstellung BFH, Soziale Arbeit

«Damit Politikerinnen und Politiker qualifiziert entscheiden können, 
brauchen sie fachliche Grundlagen. Dazu leistet der Kennzahlen
bericht einen wichtigen Beitrag.»

Stadtrat Raphael Golta,  
Vorsteher des Sozialdepartements der Stadt Zürich
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Die Entwicklung der Sozialhilfe  
in den letzten 15 Jahren

2012 bezogen gesamtschweizerisch 662‘000 Personen im erwerbsfähi-
gen Alter (18- bis 65 Jahre) mindestens einmal eine Leistung aus der IV, 
der ALV oder der Sozialhilfe. Das entspricht fast 13% der Personen im er-
werbsfähigen Alter (Grafik 5). Diese drei Systeme haben vielfache 
Wechselwirkungen untereinander. Die Sozialhilfe hat einen Anteil von 
rund einem Viertel aller Leistungsbezüge (inkl. kombinierte Bezüge mit 
Leistungen der ALV oder der IV). Der Anteil der IV-Rentenbeziehenden 
ist seit 2005 kontinuierlich leicht zurückgegangen und der Anteil der Ar-
beitslosen schwankt mit dem Konjunkturverlauf. In den letzten drei Jah-
ren ist der Anteil der Personen mit Sozialhilfebezug leicht gestiegen. Die 
Sozialhilfe übernimmt innerhalb des Systems der Sozialen Sicherheit 
eine wesentliche Aufgabe.

1‘600 Franken; in Wädenswil bei gut 1‘400 Franken und in Uster bei gut 
1‘200 Franken. Die Steuerkraft in Zug ist kaum vergleichbar – sie liegt 
über 5‘000 Franken pro Kopf. In Städten mit tiefen durchschnittlichen 
Einkommen sind Personen bei Arbeitslosigkeit, Krankheiten und Schei-
dungen sehr viel rascher und in höherem Masse auf Sozialhilfe angewie-
sen als in Städten mit durchschnittlich höheren Einkommen.

Ein weiterer Faktor für das Ausmass des Sozialhilfebezugs ist die Grösse 
der Zentrumsfunktion, die eine Stadt gegenüber ihrem Umland wahr-
nimmt. Städte mit Zentrumsfunktion tragen höhere Kosten für die 
öffentliche Sicherheit, Soziale Wohlfahrt, Kultur, Raumplanung, Umwelt 
und Verkehr, die nur teilweise oder gar nicht über einen Lastenausgleich 
abgegolten werden. Alle Städte im Kennzahlenvergleich nehmen grös-
sere oder kleinere Zentrumsfunktionen wahr. Alle Städte ausser Uster, 
Wädenswil und Schlieren gehören gemäss Gemeindetypologie des 
Bundesamtes für Statistik (BFS) zu den Zentren bzw. Kernstädten. Uster, 
Wädenswil und Schlieren zählen zu den suburbanen Gemeinden bzw. 
Agglomerationen. Zürich, Basel, Lausanne und Bern sind als Grosszent-
ren klassifiziert, die übrigen sechs Städte (Winterthur, Luzern, St.Gallen, 
Biel/Bienne, Schaffhausen, Zug) als Mittelzentren. 

Fazit: Die Einflussfaktoren auf die Sozialhilfe sind vielfältig. Dazu zählen 
unter anderem: Regionale Wirtschaftsstruktur und Strukturanpassun-
gen, Zusammensetzung der Wohnbevölkerung, der Arbeitslosen und 
der Ausgesteuerten (berufliche Qualifikationen, Alter, Familienstruktur/
Haushaltsformen, Ausländeranteil), das Wohnungsangebot, die Steuer-
kraft, die Zentrumsfunktion, die Grösse (Anzahl Einwohner/innen). Die 
Ausprägungen der Bestimmungsfaktoren unterscheiden sich zum Teil 
deutlich zwischen den Städten, so dass sowohl die Sozialhilfequote wie 
die längerfristige Entwicklung zwischen den Städten deutlich unter-
schiedlich ausfallen können.

 SHIVALV 2012 – Mehrere Leistungen
(gleichzeitig oder aufeinanderfolgend)

(Personen ab 18 bis 65 Jahre)

IV 

ALV Sozialhilfe (SH)
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Grafik 5: Anzahl Personen mit Leistungsbezug aus der Sozialhilfe, der Arbeitslosen
versicherung und der IV 2012 (SHIVALV)

Quelle: BSV, SHIVALV

«Fünfzehn Jahre Kennzahlenbericht: wertvolles Zahlenmaterial, 
bedeutungsvolle Trends, lokale Unterschiede, zukunftsweisende 
Analysen. Für Basel sind die Zahlen und Vergleiche von grossem 
Nutzen für die strategische Ausrichtung.»

Regierungsrat Christoph Brutschin, Vorsteher des Departements  
für Wirtschaft, Soziales und Umwelt Basel-Stadt 
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Wird die Sozialhilfe für sich alleine betrachtet, erhielten gesamtschwei-
zerisch 2012 gut 250‘000 Personen Sozialhilfe (inkl. Minderjährige und 
Personen über 65 Jahren); dies entspricht 3.1% der Wohnbevölkerung. 
Diese gesamtschweizerische Sozialhilfequote (= Anteil Sozialhilfe bezie-
hender Personen an der Wohnbevölkerung) hat sich seit 2005 zwischen 
3.3% (2006) und 2.9% (2008) bewegt. Die Sozialhilfequote ist jedoch 
regional sehr unterschiedlich hoch. Es fällt auf, dass die Städte, die 
Romandie und das westliche Mittelland hohe Sozialhilfequoten aufwei-
sen. Die ländlich geprägten Kantone und Regionen sowie die kleinen 
Gemeinden haben dagegen meistens eine tiefe Quote.

In den 13 Städten des Kennzahlenvergleichs zur Sozialhilfe der Städte
initiative Sozialpolitik werden 28% aller durch Sozialhilfe unterstützten 
Personen der Schweiz betreut. Zum Vergleich: In diesen 13 Städten lebt 
nur rund 15% der Wohnbevölkerung der ganzen Schweiz. Mehr als ein 
Viertel (25.6%) aller Sozialhilfeempfänger/innen der Schweiz leben in 
den sechs Städten mit über 100‘000 Einwohner (Zürich, Winterthur, 
Bern, Basel, Lausanne, Genf). 

Entwicklung der Sozialhilfequoten
Städte weisen generell höhere Sozialhilfequoten auf als ihr ländlich ge-
prägtes Umfeld – dies war auch eines der Hauptmotive, um vor 15 Jah-
ren einen Städtevergleich mit Kennzahlen zur Sozialhilfe zu starten. Der 
Städtevergleich zeigt, dass sich die Situation in den Städte besser mit 
anderen Städten vergleichen lässt als mit kleinen Gemeinden. Städte 
sind soziale Frühwarnsysteme und damit auch wichtige sozialpolitische 
Akteure. In den Städten werden soziale Brennpunkte zuerst und aus
geprägt sichtbar und zwingen die Städte dazu, rasch und innovativ auf 
neue Probleme zu reagieren. Ein Städtevergleich kann dazu beitragen, 
frühzeitig Massnahmen zu entwickeln und voneinander zu lernen.

Das unterschiedlich hohe Sozialhilferisiko nach der geografischen Lage 
einer Stadt zeigt sich auch bei den Kennzahlenstädten. Zudem zeigt die 
Sozialhilfequote in den Städten etwas stärkere Schwankungen (Grafik 
6a und 6b) als die gesamtschweizerische Sozialhilfequote.

Es zeigt sich, dass in den grossen Städten die Sozialhilfequote höher ist 
als in den mittelgrossen und kleineren Städten, wobei klar ersichtlich  
ist, dass die Sozialhilfequoten in der westlichen Landeshälfte markant 
höher liegen als in den Deutschschweizer Städten (Grafiken 6a und 6b). 
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Grafik 6b: Entwicklung der Sozialhilfequote in den vier mittelgrossen Kennzahlenstädte

Grafik 6a: Entwicklung der Sozialhilfequote in den fünf grössten Kennzahlenstädte

Quelle: BFS, Sozialhilfestatistik, BFH, Soziale Arbeit

Quelle: BFS, Sozialhilfestatistik, BFH, Soziale Arbeit
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Die Sozialhilfequote in Biel und Lausanne ist in der Tendenz gestiegen, 
in Zürich und Luzern hat sie sich verringert. Bei den vier kleinsten Städ-
ten im Vergleich (Uster, Zug, Wädenswil und Schlieren) weist insbe
sondere Schlieren im Vergleich zu seiner Grösse eine relativ hohe Sozial
hilfequote auf (2013: 4.3%), wobei sich die Quote seit 2005 (6.7%) 
deutlich verringert hat. Die Quoten der drei anderen, kleineren Städte 
bewegen sich 2013 bei 1.5% (Zug, Uster) bzw. 2.6% (Wädenswil).

Fazit: Im Langzeitvergleich sind die Sozialhilfequoten der Städte kon
stant geblieben oder leicht gesunken – oft als Folge der Bevölkerungs-
zunahme. Ausnahmen sind Biel und Lausanne mit steigenden Quoten.

Entwicklung der Fallzahlen
Die Entwicklung der Fallzahlen zeigt deutlich stärkere Bewegungen als 
jene der Sozialhilfequote. Dies hängt einerseits damit zusammen, dass 
die Städte in den letzten Jahren zum Teil ein hohes Bevölkerungswachs-
tum verzeichneten. So stieg die Wohnbevölkerung in Schlieren in den 
letzten fünf Jahren um gut 20%; in Zug, Lausanne und Winterthur um 
über 6%. Wenn sowohl die Zahl der Sozialhilfebeziehenden wie auch die 
Wohnbevölkerung steigt, verändert sich die Sozialhilfequote wenig, gar 
nicht oder kann sogar sinken. Anderseits reagiert die Sozialhilfequote 
aus mathematischen Gründen sehr träge auf die Entwicklung der unter-
stützten Personen: In Zürich, zum Beispiel, muss die Zahl der unterstütz-
ten Personen von einem Jahr auf das nächste Jahr um deutlich mehr als 
3% ändern, damit sich die Sozialhilfequote (bei unveränderter Wohn
bevölkerung) um 0.1-Prozentpunkte verändert. 

Die Grafiken 7a bis 7c zeigen die Fallentwicklung in den Kennzahlen-
städten in den letzten 15 Jahren. Da nicht alle heute beteiligten Städte 
seit 1999 dabei sind, beginnen einige Reihen erst später. 

Bei der Fallentwicklung in den fünf grossen Städten (Grafik 7a) zeigt sich 
deutlich, dass die Entwicklung in den Städten Zürich, Basel, Bern und 
Winterthur von 1999 bis 2006 ziemlich parallel verlief (für Lausanne gibt 
es keine Zahlen vor 2005). Nach 2006 laufen die Entwicklungen jedoch 
auseinander: Während Bern und Winterthur 2013 einen höheren Fallbe-
stand als 2006 haben, liegt das Fallniveau in Zürich und Basel gut 10% 
unter dem Stand von 2006. Da Zürich jedoch im Gegensatz zu Basel ein 
deutliches Bevölkerungswachstum zu verzeichnen hatte, ist die Sozial-
hilfequote in Zürich seit 2006 deutlich zurückgegangen (vgl. Grafik 6a). 
In Lausanne hat sich der Fallbestand seit 2006 markant um rund 30% 
erhöht. Da in Lausanne auch die Bevölkerung stark gestiegen ist, hat 
sich die Sozialhilfequote nicht derart stark erhöht.

Grafik 8a: Entwicklung der Fallzahlen in den fünf grossen Kennzahlenstädten

Quelle: BFS, Sozialhilfestatistik (ab 2006), eigene Erhebung Kennzahlenstädte (1999 –2005),  
Aufbereitung BFH, Soziale Arbeit
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«Der Kennzahlenvergleich hat uns ermöglicht,  
die Diskussion und damit die Stimmung im städtischen  
Parlament zu versachlichen.»

Stadtrat Simon Stocker,  
Sozialreferent Stadt Schaffhausen 



25

Bei den mittelgrossen und kleineren Städten (Grafiken 7b und 7c)  
zeigen sich ebenfalls deutliche Unterschiede in der Entwicklung. Von 
2002 bis 2005 ist bei allen ein Anstieg zu verzeichnen, später zeigen sich 
markante Unterschiede. In Biel und Schaffhausen liegt der Fallbestand 
2013 recht deutlich über dem Fallbestand von 2006 (Biel: + 22%, Schaff-
hausen +7%); in Biel zeigt sich insgesamt ein sehr starker Fallanstieg 
seit 1999. In St.Gallen, wo sich die Fallzahl von 1999 bis 2006 ziemlich 
parallel zu jener von Biel entwickelte, liegt der Fallbestand 2013 knapp 
(-3%) unter dem Stand von 2006. In Luzern ist der Fallbestand 2013 klar 
(-16%) unter jenem von 2006 – aber auch tiefer als in den Jahren 1999 
bis 2006. In den kleineren Kennzahlenstädten (Grafik 7c) liegt der Fall-
bestand aktuell rund 15 % unter dem Niveau von 2006 (Ausnahme Uster 
mit einer Abnahme von 37%). Angesichts der relativ kleinen Fall- bzw. 
Personenzahlen in diesen Städten können schon kleine Änderungen zu 
starken Ausschlägen führen; daher sind die Veränderungen von Jahr zu 
Jahr bei den kleineren Städten mit Vorsicht zu interpretieren.

Fazit: Ab 2006 zeigen sich bei der Entwicklung der Fallzahlen in der 
Sozialhilfe deutliche Unterschiede zwischen den Städten. Zuvor konnte 
ein mehrheitlich steigender Trend beobachtet werden.

Entwicklung der Bezugsdauer
Es ist nicht nur die Zahl der neuen Sozialhilfefälle eines Jahres, die zu 
einer Zunahme beim Fallbestand führen. In den letzten Jahren ist es vor 
allem deutlich schwieriger geworden, Personen nach einem längeren 
Sozialhilfebezug wieder von der Sozialhilfe abzulösen. 

Grundsätzlich ist die Sozialhilfe durch eine starke Dynamik geprägt. Ein 
Drittel des Fallbestandes eines Jahres sind neue Fälle. Ebenfalls knapp ein 
Drittel der Fälle wird in einem Kalenderjahr auch wieder von der Sozialhilfe 
abgelöst. Dabei erfolgt rund ein Drittel der Ablösungen durch eine Ver
besserung der Erwerbssituation (z.B. neuer Job, höherer Lohn, erhöhter 
Beschäftigungsumfang). Ein Viertel bis ein Drittel der Fälle können in 
Sozialversicherungen abgelöst werden – meistens in die IV oder bei Er
reichen des Rentenaltes in die AHV. Bei rund einem Fünftel bis zu einem 
Drittel wurde die Zuständigkeit des Sozialdienstes beendet, was bedeu-
tet, die Personen sind umgezogen, haben den Kontakt abgebrochen oder 
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Grafik 8c: Entwicklung der Fallzahlen in den vier kleineren Kennzahlenstädte

Grafik 8b: Entwicklung der Fallzahlen in den vier mittelgrossen Kennzahlenstädte 

Quelle: BFS, Sozialhilfestatistik (ab 2006), eigene Erhebung Kennzahlenstädte (1999 –2005),  
Aufbereitung BFH, Soziale Arbeit

Quelle: BFS, Sozialhilfestatistik (ab 2006), eigene Erhebung Kennzahlenstädte (1999 –2005),  
Aufbereitung BFH, Soziale Arbeit

«Der Vergleich mit anderen Städten hilft, die eigenen sozialen 
Dienstleistungen auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen.»

Stadtrat Martin Merki,  
Sozialdirektor Stadt Luzern
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Risikogruppen der Sozialhilfe
Die Anpassungen bei den vorgelagerten Sozialversicherungen ALV und 
IV, der wirtschaftliche Strukturwandel und der Wandel der Lebensfor-
men lassen bestimmten Personengruppen wenig Alternativen zu einem 
Sozialhilfebezug, was sich vor allem auf die Dauer der Unterstützung 
auswirkt. Die Sozialhilfe hat viele dieser Veränderungen erfolgreich auf-
gefangen. Die Funktion der Sozialhilfe hat sich daher in den letzten Jah-
ren verändert – von der vorübergehenden finanziellen Hilfe in Notlagen 
ist die Sozialhilfe heute für mehr Personen als früher zu einer Grund
sicherung geworden. Dabei ist die Höhe der Leistungen noch immer an 
einer vorübergehenden Notlage ausgerichtet.

In einer Studie von Salzgeber et. al (2010) wurde im Auftrag des BFS 
untersucht, welche Personengruppen beim Eintritt in die Sozialhilfe ein 
hohes Risiko haben, zu den Langzeit- und Dauerbeziehenden zu gehö-
ren. Diese Analyse bestätigt, dass ältere Personen im erwerbsfähigen 
Alter (über 55 Jahren) überdurchschnittlich häufig erst durch den Bezug 
einer AHV-Rente abgelöst werden können. Alleinerziehende (meistens 
Frauen) und Personen ohne berufliche Qualifikationen zwischen 36 und 
55 Jahren sowie Familien mit mehreren Kindern beziehen überdurch-
schnittlich oft lange Sozialhilfe. Es zeigt sich zudem, dass alleinstehende 
Schweizer Männer, die noch zeitweise erwerbstätig sind und jünger als 
55 Jahre sind, zwar nicht unbedingt zu den Lang- oder Dauerbeziehen-
den gehören, sich aber überdurchschnittlich häufig nicht nachhaltig von 
der Sozialhilfe ablösen können, sondern zu einem späteren Zeitpunkt 
erneut Sozialhilfe benötigen.

Fazit: Die Sozialhilfe wandelt sich für einen Teil der unterstützten Per
sonen immer mehr von der vorübergehenden Hilfe in Notlagen zu einer 
langfristigen Existenzsicherung. Sie deckt immer mehr strukturelle Risi-
ken ab.

sind gestorben. Auch wenn die Dynamik hoch ist, ging der Anteil der 
abgelösten Fälle in der Tendenz in den letzten Jahren aber eher zurück. 

Es lässt sich zeigen, dass eine Ablösung v.a. im ersten Unterstützungs-
jahr möglich ist – bei den abgeschlossenen Fällen weisen mehr als die 
Hälfte der Fälle eine Unterstützungsdauer von weniger als einem Jahr 
auf. Nach einer längeren Unterstützungsdauer wird es viel schwieriger, 
Menschen wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Diese Personen 
sind oft schon längere Zeit nicht mehr erwerbstätig (ALV-Taggeldbezug, 
Aussteuerung, Vermögensverzehr), haben zum Teil gesundheitliche 
Beeinträchtigungen und oft zusätzlich schwierige Lebenssituationen. 

Das Monitoring des BSV zu den drei Zweigen der Sozialen Sicherheit IV, 
ALV und Sozialhilfe zeigt, dass die Verweildauer in der Sozialhilfe relativ 
hoch ist. Rund drei Viertel aller Sozialhilfebeziehenden beziehen Leis-
tungen in mindestens zwei aufeinanderfolgenden Jahren. Dieser Anteil 
hat sich von 2007 bis 2013 von rund 70% auf knapp 75% erhöht. Nach 
drei Jahren sind noch immer knapp 50% der Personen zwischen 18 und 
65 Jahren in der Sozialhilfe – auch dieser Anteil hat sich seit 2005 deut-
lich erhöht (von 44% auf 49%).

Die durchschnittliche Bezugsdauer in den 13 Städten stieg von 32 Mona-
ten im Jahr 2006 auf 38 Monate im 2013. Eine markante Zunahme der 
Fälle zeigt sich bei der Bezugsdauer von mehr als drei Jahren (vgl. auch 
Grafik 2). Über alle Kennzahlenstädte hinweg betrachtet, ist der Anteil 
der Fälle mit einer Bezugsdauer von mehr als drei Jahren von durch-
schnittlich knapp 29% im Jahr 2003 auf 37% im Jahr 2013 gestiegen. 
Während der Anteil dieser Fälle in den Jahren 2000 bis 2003 z.B. in Win-
terthur, Luzern, Schaffhausen und St.Gallen bei 20% bis 25% lag, stieg 
dieser Anteil bis 2013 auf rund 36%. In Zürich und Basel lag der Anteil 
Langzeitbeziehender (drei und mehr Jahre Bezug) Anfang der 2000er 
Jahren zwar relativ hoch (knapp 40%). Danach sank er bis Mitte der 
2000er Jahre auf rund 30%, stieg dann aber bis 2013 wieder auf gut 
42% an. In Bern ist der Anteil von Personen mit einer Bezugsdauer von 
über drei Jahren von gut 30% im Jahr 2000 auf über 45% 2013 gestie-
gen. Für Biel liegt der Anteil der Fälle mit einer über-dreijährigen 
Bezugsdauer mit 47% im Jahr 2013 sehr hoch; in Lausanne liegt dieser 
Anteil bei rund 37%.

Fazit: Über 15 Jahre betrachtet, zeigt sich eine markante Zunahme der 
Fälle mit langer Unterstützungsdauer (mehr als drei Jahre).

«Die Kennzahlen haben den Städten nicht nur ermöglicht, wissen-
schaftlich fundierte Kenntnisse zur Entwicklung in der Sozialhilfe  
zu gewinnen, sondern auch hartnäckige Vorurteile zu entkräften. 
Zum Beispiel, dass sich viele EU-Bürger gleich nach dem Zuzug auf 
den Sozialämtern melden würden.»

Patrik Müller, Leiter Soziale Dienste St.Gallen, 
Herausgeber Kennzahlenbericht 2009 –2011
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Probleme erkannt – zielgerichtete Massnahmen nötig
Die Sozialhilfe hat im System der Sozialen Sicherheit in den letzten 
Jahren für bestimmte Bevölkerungsgruppen verstärkt die Funktion einer 
längerfristigeren Existenzsicherung übernommen, die deutlich über die 
Überbrückung von vorübergehenden finanziellen Notlagen hinausgeht. 
Es hat zwar schon immer Personen gegeben, die Sozialhilfe als länger-
fristige Existenzsicherung benötigten. Der Anteil dieser Personen hat 
sich jedoch in den letzten Jahren deutlich erhöht. Personen mit geringen 
beruflichen Qualifikationen, gesundheitlichen Beeinträchtigungen und 
über 50 Jahren haben bei Arbeitslosigkeit schlechte Chancen, wieder 
Fuss im ersten Arbeitsmarkt zu fassen. Während der Familienphase  
sind auch Alleinerziehende, geschiedene Männer sowie Familien mit 
mehreren Kindern – insbesondere wenn die Eltern in Tieflohnbereichen 
beschäftigt sind – besonders oft auf Sozialhilfeleistungen angewiesen. 

Die grossen Herausforderungen der Sozialhilfe rufen nach einer gemein-
samen, risikogruppenspezifischen Massnahmenplanung. Zu denken 
wäre an eine bessere Absicherung von Langzeitarbeitslosigkeit bei 
Menschen über 55 Jahren, an spezifische Massnahmen für Kinder in der 
Sozialhilfe, an Ergänzungsleistungen für Familien oder an Bildungsmass-
nahmen. Die regelmässige Kennzahlenberichterstattung der Städte ist 
eine Strategie, Problemlagen frühzeitig zu erkennen und gemeinsam 
über zielgerichtete Massnahmen zu diskutieren. Ein Rahmengesetz zur 
Sozialhilfe auf Bundesebene könnte ebenfalls dazu beitragen, dass die 
Sozialhilfe explizit als Teil der Sozialen Sicherheit wahrgenommen wird 
und die auftretenden sozialen Problemlagen nicht nur lokal in jeder 
Gemeinde oder jedem Kanton betrachtet werden. 

Sinnvoll ist, das Gesamtsystem der Sozialen Sicherung zu betrachten 
und im Verbund von Bund, Kantonen, Gemeinden und Städten weiter zu 
entwickeln.

Diese Studie zeigt einmal mehr deutlich, dass Haushalte von Alleinerzie-
henden und Familien mit mehreren Kindern – v.a. wenn die Eltern über 
schlechte berufliche Qualifikationen verfügen – ein deutlich höheres 
Risiko haben, auf Sozialhilfeleistungen angewiesen zu sein. Die Folge 
davon ist, dass die Sozialhilfequote der Kinder und Jugendlichen bei den 
Kennzahlenstädten wie auch gesamtschweizerisch mit Abstand am 
höchsten ist. In Zürich, Basel, Bern, Winterthur liegt die Sozialhilfequote 
der Minderjährigen zwischen rund 8% und 12%, in Lausanne bei 15% 
und in Biel bei 23%. 

In den letzten Jahren hat der Anteil der älteren Personen in der Sozial-
hilfe stetig zugenommen. Personen über 45 Jahre werden im Gegensatz 
zu jüngeren Personen weniger häufiger arbeitslos. Wenn sie aber ein-
mal arbeitslos geworden sind, über geringe berufliche Qualifikationen 
verfügen, in einer Hilfsfunktion oder einem Risikoberuf des Struktur-
wandels gearbeitet haben, ist das Risiko gross, dass sie lange arbeitslos 
bleiben und ausgesteuert werden. Ihr Risiko ist besonders hoch, an-
schliessend lange auf Sozialhilfe angewiesen zu sein. Eine Analyse von 
Sozialhilfedossiers in drei grossen Sozialdiensten (Salzgeber et al. 2014) 
hat ergeben, dass 70% bis 90% der Sozialhilfebeziehenden über 45 Jahre 
belegbare gesundheitliche Probleme aufweisen. Häufig handelt es sich 
um vielschichtige Problemlagen mit unklaren gesundheitlichen Dia
gnosen, so dass die IV nach den verschiedenen Sozialversicherungs
revisionen keinen Anspruch mehr auf eine IV-Rente anerkennt. Diese 
Menschen bleiben in der Folge lange in der Sozialhilfe. Durch soziale 
Integrationsmassnahmen kann zwar die gesundheitliche Situation die-
ser Menschen stabilisiert werden – eine Ablösung in den ersten Arbeits-
markt, der junge, gut ausgebildete und voll leistungsfähige Personen 
bevorzugt, gelingt jedoch selten.

Fazit: Es gibt schweizweit dieselben Risikogruppen: Alleinerziehende 
und deren Kinder, Paare mit mehr als 3 Kindern, Personen mit geringer 
beruflicher Qualifikation, arbeitslose und ausgesteuerte Personen ab  
55 Jahren, Ausländer/innen (mit geringer beruflicher Qualifikation). Die 
Verteilung dieser Risikogruppen ist regional unterschiedlich.

«Kinder und Jugendliche sind die grösste Gruppe in der  
Sozialhilfe. Umso wichtiger ist eine frühe Förderung, damit  
sich Armut nicht länger vererbt.»

Stadträtin Barbara Thalmann, 
Abteilungsvorsteherin Soziales Uster 
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